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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/11540/24

01 - Büro der Oberbürgermeisterin Datum: 
16.10.2024

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Bezahlkarte" (Antrag der Gruppe die Partei/Die Linke vom 15.10.2024, einge-
gangen am 15.10.24 um 20:52 Uhr)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 29.10.2024 Verwaltungsausschuss

Ö 30.10.2024 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

Die Verwaltung nimmt zu dem beigefügten Antrag wie folgt Stellung:

Die Hansestadt Lüneburg ist gemäß § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Aufnahmegesetz zur 
Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes vom originär zuständigen Landkreis Lüne-
burg per Satzung herangezogen. Der Landkreis Lüneburg ist bezüglich der Aufgabenerledi-
gung im Rahmen der gesetzlichen Regelungen weisungsbefugt. Entsprechend wäre ein sol-
cher Antrag an den Landkreis zu richten.
Unabhängig davon bereitet aktuell das Land Niedersachsen landesweit die verpflichtende 
Einführung einer einheitlichen Bezahlkarte vor. Vor diesem Hintergrund ist ein solcher Antrag 
an das Land zu richten.

Die kommunalen Spitzenverbände haben sich auch deshalb geschlossen für das System mit 
ausgesprochen, da durch die Einführung eines Bezahlkartensystems mit der Vereinfachung 
von Verwaltungsabläufen gerechnet wird. Wenn Leistungsbeziehende kein eigenes Bank-
konto haben, erfolgt die Leistungsgewährung in Form eines Barschecks, für dessen Erstel-
lung neben dem zuständigen Leistungsbereich auch die kommunalen Kassen beteiligt sind. 
Dieser Verwaltungsablauf bindet erhebliche Personalressourcen, zumal die Erstellung viel-
fach auf Einzelfallentscheidungen basiert. Zudem verursacht die Erstellung eines Bar-
schecks zusätzliche Kosten, die durch ein Bezahlkartensystem ebenfalls entfallen.

In Lüneburg haben ca. 30% des Fallbestandes der Leistungsbeziehenden aus unterschied-
lichsten Gründen kein Konto.

Aktualisierung, Stand 19.11.2024:
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Mit Schreiben vom 04.11.2024 hat das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport (Nds. MI) 
Hinweise zur Einführung der Bezahlkarte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) in Nie-
dersachsen gegeben. Es wurde ein Rahmenvertrag zwischen der secupay AG als Anbieterin des Be-
zahlkartensystems und 14 am Vergabeverfahren teilnehmenden Bundesländern geschlossen. Die Be-
zahlkarte für Asylsuchende dient als Bargeldersatz. Es handelt sich um eine guthabenbasierte Debit-
karte ohne Kontobindung, bei der eine Überziehung des Guthabenbetrages ins Minus nicht möglich 
ist. Die Einsatzmöglichkeit der Karte wird über das allgemein verbreitete Akzeptanzstellensystem 
VISA sichergestellt. Mit Blick auf die in Deutschland nahezu flächendeckend verbreiteten Möglich-
keiten bargeldlosen Bezahlens wird davon ausgegangen, dass mit der Bezahlkarte grundsätzlich alle 
Waren zur Bedarfsdeckung bezahlt werden können. 

Bezahlkarten können von der Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) sowie den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten aus dem Rahmenvertrag abgerufen werden. 
Die Hansestadt Lüneburg ist gemäß § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Aufnahmegesetz zur Durchführung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes vom originär zuständigen Landkreis Lüneburg per Satzung heran-
gezogen und somit nicht abrufberechtigt. (Der Landkreis Lüneburg ist bezüglich der Aufgabenerledi-
gung im Rahmen der gesetzlichen Regelungen weisungsbefugt.)

Ziel der Einführung der Bezahlkarte in Niedersachsen ist es, so das Nds. MI, durch reibungslose Ver-
waltungsabläufe innerhalb und zwischen den Leistungsbehörden mit einem einheitlichen Bezahlkar-
tensystem echte Einspareffekte im Hinblick auf den Verwaltungsaufwand zu erreichen.

Das Bezahlkartensystem wird eine Nachnutzung der in der LAB NI ausgegebenen Bezahlkarten in den 
jeweiligen kommunalen Leistungsbehörden ermöglichen. Einzelheiten zum Rollout der Bezahlkarte in 
den kommunalen Leistungsbehörden sollen in einem späteren Erlass folgen.

Zur Durchführung des AsylbLG in Bezug auf die Bezahlkarte und für eine möglichst einheitliche 
Leistungsgewährung hat das MI mit o.g. Schreiben zugleich eine Weisung erteilt. Diese regelt u.a.  - 
den Zeitrahmen zur Einführung der Bezahlkarte in den kommunalen Leistungsbehörden, 
- welche Leistungsberechtigten eine Bezahlkarte erhalten, 
- den abhebbaren Bargeldbetrag, der für jede leistungsberechtigte Person als Orientierung 50,- Euro im 
Monat vorsieht sowie eine Erhöhung im Einzelfall (Ermessensentscheidung), wenn die „örtlichen 
Besonderheiten und unterschiedlichen Lebenslagen“ (BT-Drs. 20/11006, S. 101) dies zwingend erfor-
dern. 

Ferner sind landesseitig Einschränkungen im Bezahlkartensystem geregelt, so dass Änderungen durch 
einzelne Leistungsbehörden ausscheiden, so z.B. der Einsatz der Karte im Ausland oder eine Online- 
oder Offline-Nutzung von Money-Transfer-Services.  

Das Land Niedersachsen übernimmt als Aufraggeber für die Vertragslaufzeit die durch den konkreten 
Leistungsabruf auf Grundlage der Rahmenvereinbarung entstehenden Kosten. Dies umfasst auch die 
Kosten, die durch die Einführung der Bezahlkarte in den Kommunen entstehen. Das Land trägt die 
Kosten:
- für das länderübergreifende Vergabeverfahren,
- für die Bereitstellung eines Bezahlkartensystems (Bereitstellungskosten),
- für die Lieferung abgerufener Bezahlkarten,
- für Transaktionskosten je Aufladung einer Bezahlkarte,
- für die weiteren Dienstleistungen, die nach dem Preisblatt als Teil des Vertrages mit der secu-
pay AG vergütet werden, insb. auch die Dienstleistungen zur Anbindung von Fachverfahren. Eine 
detaillierte Aufstellung der Kosten, die vom Land übernommen werden, erfolgt in dem unter angekün-
digten erweiterten Erlass.

Etwaige Personalkosten, die in den Kommunen durch die Einführung der Bezahlkarte anfallen, sind 
von der Finanzierung durch das Land ausgenommen.   
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Für das Gelingen der Einführung der Bezahlkarte stehen Hansestadt und Landkreis Lüneburg in en-
gem Austausch. Das Nds. MI geht davon aus, dass die kommunalen Leistungsbehörden von den ersten 
Erfahrungen der LAB NI, wo die Ausgabe erster Bezahlkarten für Dezember 2024 vorgesehen ist, pro-
fitieren können und Anfang 2025 in die Lage versetzt werden, Abrufe aus dem Rahmenvertrag zu täti-
gen. Infolgedessen geht der Landkreis davon aus, dass es frühestens zum Februar 2025 zum Betrieb 
des Bezahlkartensystems kommen wird.

Das Nds. MI hat mit Mail vom 19.11.2024 (an den Landkreis Lüneburg) für den 13.12.2024 zu einer 
Informationsveranstaltung zur Bezahlkarte eingeladen. An der Informationsveranstaltung wird auch 
die Hansestadt teilnehmen.

(Hinweis:
Die von der Hansestadt Lüneburg aufgrund vorstehender Heranziehungssatzung erbrachten (Transfer-
)Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz werden 1:1 durch den Landkreis Lüneburg erstat-
tet.) 

Folgenabschätzung:

A) Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs

Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1 Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15)

2 Nachhaltige Städte und 
Gemeinden (SDG 11)

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) 

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und 
Infrastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

B) Klimaauswirkungen

a) CO2-Emissionen (Mehrfachnennungen sind möglich)

□ Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen

□ Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr 

und/oder

□ Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr
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b)  Vorausgegangene Beschlussvorlagen

□ Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-
schlussvorlage VO/__________ geprüft.

c)  Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)

□ Die Vorgaben wurden eingehalten.
□ Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
□ Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 50,--

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlagen:
Antrag "Bezahlkarte" (Antrag der Gruppe die Partei/Die Linke vom 15.10.2024)

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
Fachbereich 5a - Soziales und Integration
Bereich 51 - Soziale finanzielle Hilfe



 

Hansestadt Lüneburg 

Oberbürgermeisterin Claudia Kalisch 

Am Ochsenmarkt 1 

21335 Lüneburg 

Lüneburg, den 15. Oktober 2024 

 

Antrag: Nein zu populis�scher Symbolpoli�k durch eine restrik�ve und diskriminierende Bezahlkarte! 

 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

Die Linke fordert den Rat der Hansestadt Lüneburg auf, folgenden Antrag zu beschließen:  

Die Oberbürgermeisterin und der Rat der Hansestadt Lüneburg 

- sprechen sich gegen die Einführung einer restrik-ven und diskriminierenden Bezahlkarte aus, die 

mit einer pauschalen Bargeldobergrenze und Einschränkungen beim Zahlungsverkehr verbunden 

ist; 

 

- setzen sich auf Landesebene dafür ein, dass die Hansestadt Lüneburg und weitere Kommunen in 

Niedersachsen die Möglichkeit erhalten, die Bezahlkarte in einer nicht-restrik-ven und nicht-

diskriminierenden Form nach dem Vorbild der Social Card in Hannover umzusetzen.    

 

Begründung 

„Die Bezahlkarte in ihrer restrik�ven Form verletzt den grundrechtlichen Anspruch auf 

Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums. Dieser Anspruch ergibt sich aus der 

Menschenwürde des Art. 1 Abs. 1 GG und dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG für alle 

Menschen in Deutschland unabhängig von ihrer Herkun*, ihrer Staatsangehörigkeit oder ihrem 

Aufenthaltsstatus. Die Bezahlkarte hat auch eine diskriminierende Wirkung und verletzt das 

Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz aus Art. 3 Abs. 1 GG.“ (Freiheitsrechte.org) 

 

Gemeinsam mit Lüneburgs zivilgesellscha9lichen Ini-a-ven Seebrücke Lüneburg, Die Falken und Fridays 

for Future stellt sich Die Linke im Rat der Hansestadt Lüneburg gegen die Einführung einer 

s-gma-sierenden und diskriminierenden Bezahlkarte. Wir sagen ganz klar Nein! zu dieser Form der 

ins-tu-onalisierten Diskriminierung gegen Menschen, die am Existenzminimum leben. 

Das von Bund und Ländern geplante Modell einer Bezahlkarte mit restrik-ven Beschränkungen ist 

grundrechtlich problema-sch und führt dazu, dass tägliche Bedarfe, die zum Existenzminimum gehören, 

nicht mehr oder nur zu erhöhten Preisen beglichen werden können. Auch der Deutsche Städtetag 

kri-siert die pauschale Bargeldobergrenze als zu „starr“.  

Allen Menschen steht unabhängig von ihrer Herkun9 und ihrem Aufenthaltsstatus das 

menschenwürdige Existenzminimum zu. Poli-sch begründete Leistungskürzungen, beispielsweise um 

Schutzsuchende abzuschrecken, sind nicht erlaubt, denn migra-onspoli-sche Ziele ändern nichts an den 



 

Bedarfen der Menschen, die sich in Deutschland auBalten. Es muss also sichergestellt sein, dass der 

individuelle Bedarf der Menschen tatsächlich gedeckt werden kann. 

Hinzu kommt, dass die Bezahlkarte nicht in allen Läden akzep-ert wird. Kleinere Geschä9e, 

LebensmiCelläden oder Imbisse lehnen eine Kartenzahlung o9 ab, da Gebühren entstehen. Auf Floh- 

und Wochenmärkten ist eine Bezahlkarte ebenfalls nicht nutzbar. Auch Anmeldungen in Sportvereinen, 

das Abschließen von Telefon- und Internetverträgen oder Anwaltskosten für asyl- und 

aufenthaltsrechtliche Verfahren, Dolmetscherkosten beim Arzt können mit der Bezahlkarte zumeist nicht 

beglichen werden. Überweisungen, Online-Einkäufe, Lastschri9verfahren und digitale Zahlungswege sind 

mit der Bezahlkarte nicht möglich. Geografische Beschränkungen der Bezahlkarte führen dazu, dass in 

jedem Fall, in dem betroffene Personen das Gebiet verlassen, eine Einzelfallprüfung für die AuBebung 

der Beschränkung erfolgen und bei posi-vem Bescheid zeitnah umgesetzt werden muss.  

Für viele Situa-onen des alltäglichen Lebens und für Überweisungen werden Einzelfallprüfungen nö-g, 

die den Verwaltungsaufwand der Behörden massiv erhöhen. So bestä-gt das Amt für Migra-on vor dem 

Sozialgericht Hamburg, dass es einen enormen Verwaltungsaufwand bedeuten würde, wenn in jedem 

Einzelfall Leistungen neu berechnet werden müssten. 

In der Folge ist mit Gerichtsverfahren zu rechnen. So klagt vor dem Sozialgericht Chemnitz aktuell eine 

Person, die seit sieben Jahren in Deutschland und seit drei Jahren in einer eigenen Wohnung lebt und 

aufgrund der Bezahlkarte die Überweisung der Stromkosten nicht tä-gen kann.  

Dabei könnte eine Bezahlkarte auch rechtskonform und diskriminierungsfrei umgesetzt werden. Die 

Landeshauptstadt Hannover haCe bereits 2023 eine Bezahlkarte eingeführt, die Betroffenen einen 

diskriminierungsfreien Zugang zu bargeldloser Zahlung ermöglicht und gleichzei-g den bürokra-schen 

Aufwand der Verwaltung reduziert. Zudem hat sich der Flüchtlingsrat Niedersachsen gemeinsam mit 

einem Bündnis aus vierzig Organisa-onen an die Landesregierung gewandt und zeigt Ansätze auf, wie die 

Bezahlkarte nach dem Vorbild der Social Card in Hannover diskriminierungsfrei umgesetzt werden 

könnte.  

Fazit: Eine restrik-ve Bezahlkarte mit pauschaler Bargeldobergrenze und eingeschränkten 

Überweisungsmöglichkeiten behindert Integra-on und Teilhabe und führt zu gesellscha9lichem 

Ausschluss und zum Abbau der Rechte geflüchteter Menschen. StaC diskriminierender Symbolpoli-k 

brauchen wir in Lüneburg eine Poli-k der Menschenwürde und Solidarität.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Gruppensprecherin Die PARTEI / Die Linke 
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